
ZUKUNFTSFRAGEN

Die zukünftige Stromversorgungssicherheit  
Deutschlands und der EU: Wie resilient ist sie wirklich?  
Frank Umbach

Die zukünftige Stromnachfrage wird sowohl global als auch in der EU sowie in Deutschland deutlich schneller wachsen als 
der gesamte Primärenergieverbrauch. Dies ist einer rapide zunehmenden Elektromobilität, massiven Verbreitung von  
Wärmepumpen und Elektrolysekapazitäten für grünen Wasserstoff sowie insbesondere der Digitalisierung in Wirtschaft 
und Gesellschaft geschuldet. Damit wird auch die Abhängigkeit der stetig wachsenden kritischen Infrastrukturen von einer 
stabilen Stromversorgung weiter zunehmen. Mit der digitalen Vernetzung steigen zugleich die Risiken und Verwundbar-
keiten der kritischen Infrastrukturen, aber auch der Industrie und Privathaushalte gegenüber Cyberangriffen. Damit 
kommt der künftigen Stromversorgungssicherheit Deutschlands und der EU eine noch größere wirtschaftliche, aber auch 
sicherheitspolitische Bedeutung zu. 

Ein kritischer Blick auf den Strom- 
versorgungsbericht des BMWK 

Anfang Februar hatte das Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 
einen neuen Bericht zur Überwachung der 
Stromversorgungssicherheit Deutschlands für 
den Zeitraum 2025 bis 2030 veröffentlicht [1]. 
Der Bericht basierte auf mehreren Untersu-
chungen und kam zu dem Ergebnis, dass die 
Stromversorgungssicherheit Deutschlands bis 
2030 jederzeit gewährleistet sei – obwohl ein 
Anstieg des nationalen Stromverbrauchs durch 
Wärmepumpen, E-Mobilität oder Elektroly-
seure auf mehr als 550 TWh pro Jahr bis 2030 
(von 484 TWh in 2022) steigen wird und 
gleichzeitig die Außerbetriebnahme der letz-
ten drei Kernkraftwerke im April 2023 und 
des geplanten Kohleausstiegs bis 2030 zusätz-
liche Anforderungen an die Stromversor-
gungssicherheit hervorrufen wird.

Ein genauerer Blick in den Bericht zeigt je-
doch, dass diese Schlussfolgerung auf einer 
Vielzahl von Vorbedingungen und Best-Case-
Szenarien beruht – sowohl für eine ausrei-
chende Erzeugungskapazität als auch für aus-
reichenden Netzausbau. Dem Bericht zufolge 
sei das Stromsystem bei der Umsetzung dieser 
Ziele sogar so robust, dass die Versorgungs- 
sicherheit gewährleistet wäre –, selbst wenn  
10 GW weniger Erzeugungskapazität auf dem 
Markt wären. Allerdings müssten flexible Las-
ten und Speicher zur Regulierung des Strom-
bedarfs sowie zusätzliche regelbare Gaskraft-
werke in der Größenordnung von 17-21 GW bis 
2031 für die intermittierende Erzeugung von 
Wind und Sonne schnell gebaut werden. 

Der Stromverbrauch in Deutschland liegt der-
zeit tagsüber bei durchschnittlich rund 60.000 
MWh. Aber dieser kann an den kältesten Win-
tertagen, wenn Haushalte mehr Gas zum Hei-
zen verbrennen, auf bis zu 80.000 MWh an-
steigen. Dann ist Deutschland gezwungen, 
seine Gasspeicher anzuzapfen und/oder mehr 
Strom aus den Nachbarländern zu importieren, 
um das Defizit zu schließen. Im vergangenen 
Jahr musste Deutschland allerdings selbst den 
Anteil der Verbindungskapazität für Exporte 
von etwa 30 auf 41 % erhöhen, um so größere 
Stromexporte nach Frankreich zu ermögli-
chen und im Gegenzug mehr Gas aus Frank-
reich zu erhalten.

Der Bericht steht im Gegensatz zu anderen 
Medienberichten, wonach die Bundesnetz-

agentur für den letzten Winter bereits für den 
Notfall plante, die Stromversorgung von Wär-
mepumpen und EV-Ladestationen zu rationie-
ren, um die Verteilnetze auszugleichen und 
diese vor dem Zusammenbruch zu schützen. 
Auch schloss die Bundesnetzagentur keines-
wegs aus, auch die Ladezeiten für Elektroau-
tos auf nur drei Stunden zu begrenzen, um 
zumindest eine Wegstrecke von nur 50 km 
zurücklegen zu können. Diese Notfallplanung 
verdeutlichte bereits, dass die lokalen Verteil-
netze zu einem immer größeren Nadelöhr der 
Energiewende werden [2]. 

Zudem hatte auch das Energiewirtschaftliche 
Institut (EWI) in Köln in einer neuen Studie 
vom Februar dieses Jahres auf die zunehmende 
Wetterabhängigkeit bei gleichzeitigem Rück-

In der EU sind kurzfristige Stromausfälle  im Jahr 2021 um mehr als 50 % gestiegen. Es wird immer 
schwieriger, die Stromversorgung stabil zu halten   Bild: Adobe Stock 

25ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 73. Jg. 2023 Heft 7-8



ZUKUNFTSFRAGEN

bau steuerbarer Leistung und höheren Last-
spitzen sowie steigender Stromnachfrage 
hingewiesen und dabei mehr und größere 
Versorgungslücken bei extremen Wettersi-
tuationen festgestellt. Gleichzeitig ging die 
Studie von einer 30-prozentigen Importab-
hängigkeit bei der Deckung der Stromnach-
frage in allen Szenarien aus, womit auch die 
Abhängigkeit der deutschen Stromversor-
gungssicherheit von ausreichenden Export-
kapazitäten der Nachbarstaaten aufgezeigt 
wurde [3]. 

Während sich die Aufmerksamkeit bisher vor 
allem auf den Ausbau der großen und weiten 
Nord-Südstromtrassen von der Nord- und Ost-
see bis nach Bayern konzentrierte, dessen 
Ausbau immer wieder von Verzögerungen 
und lokalen Einsprüchen geprägt war, droht 
den regionalen Verteilnetzen mit dem weite-
ren Ausbau von Elektromobilität, Wärmepum-
pen etc. bereits kurzfristig ein Kollaps, der zu 
lokalen und regionalen Stromausfällen führen 
kann, wie Experten nicht nur für Bayern und 
Nordrhein Westfalen warnen.  

Nach einigen Schätzungen würden allein der 
Ausbau und die Modernisierung des deut-
schen Stromnetzes mehr als 100 Mrd. € bis 
2030 kosten. Bis zum Jahr 2045 werden die 
Investitionen der Land- und Unterwasser-
stromleitungen der Offshore-Windparks sogar 
auf 245 Mrd. € beziffert. 

Eine europaweite Investition in das EU-Strom-
netz mit über 520 Mio. Endverbrauchern in 32 
Ländern wird im Zeitraum 2020-2030 auf 
mehr als 584 Mrd. € beziffert. Dies schließt 
auch den Neubau von 12.430 km neuen Strom-
leitungen an Land und 13.310 km an Offshore-
Grids ein. Allein für die Digitalisierung des 
Stromsektors und eines automatisierten Netz-
management werden 170 Mrd. € benötigt. Bis 
2045 müssen rund 400-445 GW Solarkraft, 
160-180 GW Windkraft an Land und 70 GW 
Windkraft auf See aufgebaut werden. Die ge-
samte Stromnachfrage wird sich bis dahin auf 
899-1053 TWh bis 2027 fast verdoppeln. Dies 
stellt einen Anstieg um 40-44 % gegenüber 
dem älteren Netzentwicklungsplans für das 
Jahr 2035 dar. Gleichzeitig soll der Anteil der 
EE von 37 % in 2020 auf 65 % bereits in 2030 
zunehmen [4]. Damit werden kosteneffiziente 
Investitionen in den öffentlichen Diskussio-
nen mehr denn je notwendig sein, da Deutsch-
lands Energiewende sich nach neuesten Kos-
tenschätzungen auf bis zu einer Billion Euro 
bis 2030 belaufen könnten, um die ehrgeizigen 
nationalen und EU-Klimaziele umzusetzen.  

Bei den nationalen Diskussionen muss zu-
nächst beachtet werden, dass es keinen natio-
nalen Strommarkt im herkömmlichen Sinne 
mehr gibt, sondern dieser in einem gemeinsa-
men, integrierten EU-Strombinnenmarkt auf-
gegangen ist. Somit hängt eine „garantierte“ 
Stromversorgungssicherheit nicht nur von der 

deutschen Strompolitik und seinen Kapazitä-
ten ab, sondern auch von jenen der EU-Nach-
barstaaten und ihrer Strompolitik. Bis 2022 
waren beispielsweise nur Deutschland und 
Frankreich Netto-Stromexporteure. Aber ab 
April 2022 wurde Frankreich aufgrund der 
vorübergehenden, aber viel länger als erwarte-
ten Überholung von bis zu 29 seiner 56 Kern-
kraftwerke von einem Nettostromexporteur 
zu einem Nettostromimporteur (siehe Abb. 1). 
Mit dem Ausfall von 26 Kernkraftwerken ver-
ringerte sich die französische im Jahr 2022 
um 15 %. 

Zudem hatte Norwegen geplant, die Stromex-
porte aufgrund des niedrigen Wasserstands 
für seine Wasserkraft notfalls gesetzlich ein-
zuschränken, während andere europäische 
Länder ebenfalls mit einer unerwartet gerin-
geren Stromerzeugung im letzten Sommer zu 
kämpfen hatten. Die geringen europäischen 
Wasserstände im Sommer 2022 betrafen auch 
den Rhein, über den jährlich 300 Mio. t von 
Gütern (einschl. Kohle für die deutschen 
Kraftwerke) transportiert werden und dessen 
geringe Wasserstände diesen Transport zeit-
weise nicht garantieren konnten.

Wie die meisten öffentlichen Diskussionen in 
Deutschland hat jedoch auch der Februar-Be-
richt des BMWK den Herausforderungen für 
die gesamte EU-Stromversorgungssicherheit 
unter der Berücksichtigung der Nachbarstaa-
ten Deutschlands nur ungenügend Aufmerk-
samkeit geschenkt und basiert wie gesagt 
zumeist auf Best-Case-Szenarien. 

Bedeutung der europäischen 
Erfahrungen der Energie- und 
Stromwende für die globale 
Stromversorgungssicherheit 

Die Gewährleistung einer stabilen Stromver-
sorgungssicherheit ist für eine sichere „grüne 
Energiewende“ und die Aufrechterhaltung der 
Funktionsfähigkeit kritischer Infrastruktu-
ren einer hochindustrialisierten Gesellschaft 
und eines Staates immer wichtiger geworden, 
da all diese kritischen Infrastrukturen auf 
eine stabile Stromversorgung angewiesen 
sind. Mit dem Ausbau fluktuierender erneuer-
barer Energien (EE), dem Ersatz fossiler Kraft-
werke, der Elektrifizierung des Verkehrssek-

Frankreichs Defizit bei der Stromerzeugung aus Atom- und Wasserkraftwerken hat das Land vom  
Exporteur zum Importeur von Strom gemacht. Die Linien und Werte stellen die Netto-Stromimporte 
zwischen Frankreich und den einzelnen Nachbarländern dar 
 Quelle: Ember 2023

Abb.1
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tors (E-Mobilität) und dem Ausbau von 
Wärmepumpen im Gebäudesektor wird unser 
gesamtes Leben künftig noch weitaus mehr 
von ausreichenden Erzeugungs- und Strom-
speicherkapazitäten sowie dem Ausbau eines 
smarten Stromnetzes abhängig sein. 

Während Deutschland und viele andere Län-
der die Einführung der EE in ihrem Energie- 
und Stromerzeugungsmix im letzten Jahr-
zehnt eindrucksvoll ausgebaut haben, haben 
sie nicht gleichermaßen auf eine ausreichen-
de Netzmodernisierung und deren Ausbau 
geachtet, um den Strom auch zuverlässig zu 
seinen Verbrauchern zu transportieren. Infol-
gedessen konnte die jährlich ausgebaute 
Stromerzeugung nie vollständig für die Ver-
braucher bereitgestellt werden, was zu hohen 
Verlusten an erzeugtem Strom, hohen Verbrau-
cherpreisen und zunehmenden Problemen der 
Lastinflexibilität und einer unzureichenden 
Reservekapazität für volatile EE geführt hat.

Der massive Ausbau der erneuerbaren Energie-
kapazitäten ist auf der einen Seite im positiven 
Sinne beispiellos. Die Einführung intelligenter 
Zähler (Smart Meter) und die Modernisierung 
sowie der Ausbau intelligenter Stromnetze 
erfordern jedoch auch ein effizientes Manage-
ment durch die Netzbetreiber, um die System-
kapazität und die Netzeffizienz zu maximie-
ren und Verschwendung oder Verlust von 
erzeugtem grünem Strom zu vermeiden. 

Die deutsche Energiewende und die Erfahrun-
gen mit den europäischen Energiewendepfaden 
haben die folgenden Herausforderungen einer 
globalen grünen Energiewende offengelegt:

 ■ Unzureichende Beachtung des gleichzei-
tigen Ausbaus der Stromnetze und ihrer 
Modernisierung sowie smarter regiona-
ler Verteilungsnetze, welches zu unnöti-
gen Verlusten erzeugter Strommengen, 
steigenden Verbraucherpreisen und zu-
nehmenden Problemen der Lastinflexibi-
litäten geführt hat;

 ■ Die Einführung von Smart Metern und 
des Netzausbaus erfordert ein effizien-
tes Management der Netzoperateure zur 
Maximierung der Systemkapazitäten, 
der Netzwerkeffizienz, um so den Ver-
lust von sauberem Strom zu verhindern;

 ■ Dezentrale Stromnetze erfordern flexible 
Kapazitäten, ausreichende Stromspeicher 
möglichkeiten, kürzere Genehmigungs-
verfahren und verlässliche Strategien zur 
Vermeidung von lokalen Landkonflikten 
und explodierenden Lieferkettenkosten;

 ■ Die Dezentralisierung von Stromnetzen 
und Diversifizierung des Stromerzeu-
gungsmixes hat auch neue Anforderun-
gen an eine adäquate Übersicht und der 
Netzwerktransparenz aufgrund be-
schränkter Daten für eine effektivere 
Koordination eines flexiblen Lastma-
nagements von Angebot und Nachfrage 
geschaffen. Als Resultat dieser Proble-
me gehen rund 20 % der Stromnetzka-
pazitäten verloren bzw. stehen nicht zur 
Verfügung;

 ■ Die Einführung von Multi-Sensorik-Tech-
nologien und smarter „Selbstheilungs“-
Netzwerken kann die bestehenden Eng-
pässe und unzureichenden Kapazitäten, 
Inflexibilitäten und Netzwerkineffizien-
zen überwinden und ausgleichen, setzt 
jedoch ausreichende und zeitnahe Inves-
titionen voraus. 

 
Dabei bieten die europäischen Erfahrungen 
wichtige Lehren für den Rest der Welt und 
insbesondere Asien, indem sie die deutschen 
und europäischen Fehler sowie erfolglosen 
Strategien für ihre Umstellung auf saubere 

Energien vermeiden können. So wird Asiens 
Anteil am weltweiten Energieverbrauch von 
25 % im Jahr 2000 auf 50 % im Jahr 2025  
rasant steigen (siehe Abb. 2). Auf China allein 
werden rund 33 % entfallen. Dabei ist Kohle 
mit rund 36 % nach wie vor die größte Quelle 
der weltweiten Stromerzeugung. Auch der 
globale Verbrauchshöchststand von Kohle ist 
noch keineswegs bereits erreicht.

Die Komplexität der Umstrukturierung des 
Elektrizitätssystems erfordert ganzheitliches 
Denken und umfassende, holistische Reform-
pläne, indem einzelne, eng fokussierte Maß-
nahmen der Segmentierung vermieden wer-
den müssen. Vor allem müssen dabei auch 
stets die wechselseitigen Auswirkungen der 
einzelnen Reformmaßnahmen beachtet und 
vorab möglichst antizipiert werden. So gefähr-
det das Aufschieben oder die Verlagerung 
von Entscheidungen und Pläne in andere  
Bereiche die künftige Systemfähigkeit und 
deren Effizienz, da alle Bereiche und Ent-
scheidungen miteinander vernetzt und von-
einander abhängig sind. Dies aber läuft 
häufig dem tradierten Verständnis von Ver-
sorgungssicherheit, der Effizienz und nied-
rigeren Preisen zuwider. Doch kann die 
künftige Stromversorgungssicherheit nicht 
von wirtschaftlichen Preisen und dem zu-
künftigen Strom- sowie Lastmanagement 
sowie umgekehrt getrennt werden.

Entwicklung der weltweiten Stromnachfrage nach Regionen (links) und regionale Anteile (rechts) 
1990-2025 Quelle: IEA: Electricity Market Report 2023

Abb. 2
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Seit dem Kriegsjahr 2022 konnten zudem auch 
größere staatliche Interventionen in den Elekt-
rizitätsmarkt nicht vermieden werden, um die 
Versorgungssicherheit und ihre Widerstands-
fähigkeit zu verbessern sowie die Gas- und 
Strompreisexplosionen für Wirtschaft und 
Privathaushalte einzudämmen. Sie müssen 
jedoch zugleich begrenzt werden, auch wenn 
regulatorische Unsicherheiten beseitigt und 
flexible Nachfragereaktionen sowie rechtzei-
tige Versorgungsmaßnahmen in der Erzeu-
gungsstruktur ermöglicht werden müssen, da 
sie sich auf die Preisentwicklung, die Amortisa-
tionszeit von Anlagen und anderen Vermögens-
werten sowie dringend benötigte rechtzeitige 
Investitionen positiv auswirken sollen. So wur-
den im vergangenen Jahr "Power Purchase  
Agreements (PPAs)" (langfristige Stromver- 
träge mit einem vorab vereinbarten Preis) ein-
geführt, um zu einer sicheren Stromversorgung 
der Verbraucher und Erzeuger beizutragen. 

Diese PPAs allein sind jedoch keine Garantie 
für niedrige Preise und eine stabile Stromver-
sorgungssicherheit. Dies gilt auch für die neu-
en "Contracts for Difference (CfDs)", die darauf 
abzielen, den Anlagenbetreibern Preise für die 
Absicherung erneuerbarer Investitionen ge-
gen Marktrisiken in großen Krisen wie dem 
Ukraine-Krieg zu garantieren. Sie können je-
doch kontraproduktive Auswirkungen haben, 
da sie der Notwendigkeit der Energieeinspa-
rung zuwiderlaufen und falsche Signale für das 
Nachfragegleichgewicht des Marktes senden 
oder eine markteffiziente Koordinierung von 
Angebot und Nachfrage sowie ausreichende 
rechtzeitige Investitionen verhindern können. 

Vor diesem Hintergrund hat die Europäische 
Kommission ihr traditionelles Strommarkt-
design überarbeitet und am 14. März mit  
einem Vorschlag vorgestellt. Im Mittelpunkt 
der Diskussionen steht dabei auch die bishe-
rige „Merit Order“, wonach die teuersten 
Gaskraftwerke die Strompreise in Europa 
bestimmt haben. So waren die präzedenzlos 
explodierenden hohen Gas- und Strompreise 
in 2022 sowohl für die Privathaushalte als 
auch für die energieintensiven Industrien 
unerschwinglich geworden und gefährdeten 
sowohl die wirtschaftliche Wettbewerbsfä-
higkeit als auch den sozialen Frieden in den 
EU-Mitgliedstaaten.

Ein neues EU-Strommarkt- 
Design in der Diskussion  

Nach den neuesten offiziellen EU-Daten 
stieg die Stromerzeugung aus EE von 2020 
bis 2021 um fast 5 %. Der Anteil der EE am 
Bruttostromverbrauch nahm jedoch nur um 
0,1 % auf 37,5 % im Jahr 2021 zu (siehe Abb. 3). 

Doch der Anteil der EE am am Bruttoend-
energieverbrauch in der EU erreichte 2021 
nur 21,8 % (siehe Abb. 4). Ab 2020 ging dieser 
sogar um 0,3 % zurück. Der neue REPower- 
EU-Plan vom Mai 2022 sieht vor, das Ziel des 
Anteils der EE von bisher 40 % auf 45 % bis 
2030 zu erhöhen (siehe Abb. 5). 

Der Ukraine-Krieg hat die Dekarbonisie-
rung des Stromerzeugungssektors durch 
die EU jedoch verlangsamt. Die Gesamteffi-
zienz des Energiesystems soll daher durch 
den Ausbau von EE und Wasserstoff-Projek-
ten, Investitionen in intelligente digitale 
Netze und ein automatisiertes Netzmanage-
ment durch modernstes digitales Monito-
ring forciert werden. Aber 15 der insgesamt 
27 EU-Mitgliedstaaten hatten 2021 noch ei-
nen Anteil der EE, der unter dem EU-Durch-
schnitt lag. Gleichzeitig machten fossile 
Brennstoffe im Jahr 2021 immer noch 70 % 
des Bruttoenergieverbrauchs in der EU aus 
(siehe Abb. 6). 

Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch in der EU 2021 
 Quelle: Eurostat 2023

Abb. 3

Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch in der EU 2021 
 Quelle: Eurostat 2023

Abb. 4
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Während sich die EU im vergangenen Jahr 
auf kurzfristige Notfallmaßnahmen konzen-
trierte und darauf fokussieren musste (mit 
Energiekosten von bis zu fast 800 Mrd. €), 
muss sie nun ihre mittel- und langfristigen 
Strategien zur Umsetzung ihrer Klima- 
und Energieziele bis 2030 (wie ihr Emissi-
onsziel von -55 % bis 2030) überprüfen und 
anpassen. Doch während die EU ihren 
Kohleausstieg forcieren will, um ihre 
Emissionsziele zu erreichen, ist ihr Kohle-
verbrauch 2022 im zweiten Jahr der Pande-

mie-Krise und infolge des Ukraine-Krieges 
in Folge gestiegen. In Deutschland stieg 
der Anteil der Kohle – entgegen des Kohle-
ausstiegplans – um 8,4 % auf wieder 33,3 % 
an.

Vor diesem Hintergrund gegenläufiger 
Energietrends ist eine Reform des EU-
Strommarktes von größter Bedeutung und 
notwendiger denn je geworden. Dabei liegt 
der Reformschwerpunkt auf folgenden  
Aspekten:

 ■ stärkere Unabhängigkeit der Stromprei-
se von der kurzfristigen Kostenentwick-
lung fossiler Brennstoffe;

 ■ Beschleunigung und Erleichterung von 
Investitionen in EE;

 ■ Schaffung von Anreizen für Investitions-
bedingungen für Energiespeicherung 
und Flexibilitätsoptionen für Gas und 
Wasserstoff;

 ■ Stärkung der Rolle der Verbraucher;
 ■ Stromeinsparmaßnahmen: die Verpflich-

tung der Mitgliedstaaten für das Krisen-
jahr 2022, mindestens 5 % Strom während 
der größten Stromverbrauchsstunden 
(peak hours, die mehr als 10 % der gesam-
ten Stromverbrauchsstunden ausmachen) 
einzusparen, soll zu einer generellen An-
forderung auch in den nächsten Jahren 
und für das zukünftige Strommarktde-
sign gemacht werden.

 ■ Besserer Schutz vor Marktmanipulation 
und größere Preisstabilität durch die 
Kombination der Instrumentarien von 
langfristigen Verträgen (wie den PPAs) 
und den zweiseitigen Preisausgleichs-
vereinbarungen (der CfDs) als einen 
freiwilligen Mechanismus.

 
Experten haben die Kommission allerdings 
gewarnt, dass die Reform nicht zu schnell 
durchgeboxt werden darf, ohne die (auch un-
beabsichtigten) Konsequenzen zu verstehen. 
Vor allem müssen dabei auch die oft schlecht 
konzipierten nationalen Strommarktpläne 
miteinander abgestimmt und für die Stär-
kung des EU-Strombinnenmarktes, besser 
koordiniert werden. Zudem gilt es, auch die 
grundsätzliche Warnung der STEAG/Iqony 
vom Februar 2023 zu beachten: „Regionale 
Versorgungsrisiken müssen mitberücksich-
tigt werden, es darf nicht von einem reali-
tätsfernen Idealbild bei der Versorgung aus-
gegangen werden, bei dem sich Erzeuger 
und Verbraucher in einem überall optimal 
ausgebauten Netz verteilen und immer bere-
chenbar und systemdienlich agieren“ [5].

Ein ausschließlich wirtschaftlich 
basiertes neues Strommarkt-Design?
Die Verringerung der Strompreise auf ein be-
zahlbares Niveau, ohne die Stromeinsparung 
zu gefährden, muss auch Teil der künftigen 
EU-Strategie sein, um sich gegenüber den 

Entwicklung der Ausbauziele für erneuerbare Energien in der EU
 Quelle: Eurasiagroup 2023

Abb. 5

Stromerzeugung aus Kohle-, Gas- und Kernkraftwerken in den fünf größten europäischen Ländern, 
Januar 2023 Quelle: S&P 2023

Abb. 6
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massiven Industriesubventionen der USA 
(„Inflation Reduction Act“) und Chinas im 
globalen Wettbewerb zu behaupten. 

Die Überarbeitung des EU-Strommarktes 
könnte eine neue Verdienstreihenfolge in der 
„Merit Order“ von kostengünstigeren Erzeugern 
(wie Wind und Sonne) anstelle von Erdgas be-
inhalten. Aber auch das neue Marktdesign 
muss Versorgungssicherheit, ausreichende In-
vestitionen und effiziente Instrumente garan-
tieren und dabei die Wechselwirkungen be-
achten. Eine immer größere Durchdringung 
von EE- und Digitalisierungstechnologien wird 
die Systemanforderungen und -engpässe wei-
ter erhöhen. So sind kurzfristige Stromaus-
fälle um mehr als 50 % von 33 auf über 52 
Stunden im Jahr 2021 gestiegen. Dadurch 
wird es immer schwieriger, die Übertragungs-
spannung und Stromversorgung in der EU 
stabil zu halten. Gleichzeitig können jedoch 
die Digitalisierungstechnologien das System-
management auch widerstandsfähiger und 
effektiver machen, wenn sie zeitgerecht und 
effizient eingeführt werden.

In den politischen Diskussionen vor dem 
März-Vorschlag eines neuen Strommarkt-De-
signs der Europäischen Kommission hatte 
eine Gruppe nördlicher EU-Mitgliedstaaten 
(Dänemark, Estland, Finnland, Deutschland, 
Lettland, Litauen und die Niederlande) einen 
eigenen Vorschlag für eine Reform des Strom-
großhandelmarktes vorgelegt. Ziel dieses 
Vorschlags war es, die Vorteile des derzeiti-
gen Designs (wie das Grenzpreissystem der 
Merit-Order) beizubehalten und es zu verbes-
sern, indem die Marktliquidität erhöht und 
mehr Investitionen in mehr Energie- sowie 
Speicherkapazitäten für die Umstellung auf 
grüne Energie getätigt werden. Außerdem 
sollen die Verbrauchertarife zwischen volati-
leren kurzfristigen Trends auf dem Großhan-
delsmarkt und weniger volatilen langfristi-
gen Verträgen besser in Einklang gebracht 
und Anreize für flexible Nachfragereaktio-
nen geschaffen werden –, allerdings ohne die 
existierenden Prozesse, Funktionen und 
preisgestaltenden Mechanismen zu gefähr-
den. Dieser Vorschlag hatte einen eher evolu-
tionären Charakter, der das bisherige Strom-
markt-Design vorsichtig weiterzuentwickeln 
suchte.

Demgegenüber hatten die Vorschläge auf der 
Basis des iberischen oder auch griechischen 
Modells, das im vergangenen Jahr von Spani-
en und Portugal eingeführt wurde und dem 
sich Griechenland und Italien angeschlossen 
haben, einen eher revolutionären Charakter 
mit größeren staatlichen Eingriffen. Dieses fa-
vorisierte auch eine Obergrenze für Gas und 
Kohle zur Stromerzeugung und notfalls auch 
eine Trennung der Strom- von den Gaspreisen. 
Zugleich sollten der Strompreis und die uner-
wartet hohen Gewinne der Stromerzeuger 
begrenzt und abgeschöpft werden. Das von 
diesen Staaten in 2022 eingeführte Modell 
hatte aber auch den Effekt, den Gasverbrauch 
zu erhöhen und den Stromexport in benach-
barte Länder zu forcieren. Es hat zudem zu 
Verzerrungen auf dem EU-Elektrizitätsbin-
nenmarkt geführt, die allerdings aufgrund 
der begrenzten Verbindungsleitungen zwi-
schen Spanien und dem übrigen Europa vor-
erst begrenzt geblieben sind.

Im Lichte dieser Vorschläge hatte die Europä-
ische Kommission ihr eigenes neues Strom-
marktdesign am 14. März vorgestellt, welches 
– wie so oft in der EU – auf einen Kompromiss 
der verschiedenen Denkschulen beruht. Da-
bei soll die Integration des europäischen 
Stromsektors für eine grüne Energieübertra-
gung weiter verstärkt werden. Doch ist dieses 
Strommarkt-Design noch immer weitgehend 
von sicherheitspolitischen Bedrohungsanaly-
sen abgekoppelt.

Ein resilientes Strommarkt-Design 
unter Einbeziehung sicherheitspoliti-
scher Risiken
Sowohl die Energieversorgungssicherheit 
Deutschlands und der EU basieren bisher je-
doch weiterhin zu sehr auf Best-Case-Szena-
rien in einem stabilen geopolitischen Umfeld 
und der zugrunde liegenden Annahme, dass 
Strom ein Rohstoff wie jeder andere ist. Beide 
erkennen bisher nicht ausreichend, dass Elek-
trizität mehr denn je die Blutader einer mo-
dernen High-Tech-Wirtschaft ist und weiter 
an strategischer Bedeutung gewinnen wird. 
Ihr Funktionieren wird immer mehr von einer 
stabilen Stromversorgung und einem wider-
standsfähigen Stromsystem abhängen. Als 
das BMWK z.B. im vergangenen September 
Stresstests für seine Stromversorgungssicher-

heit veröffentlichte, stützte es sich ausschließ-
lich auf die Marktparameter von Angebot und 
Nachfrage. 

Die Analyse enthielt jedoch kein von Sicher-
heitsexperten viel diskutiertes Szenario, 
das einen effektiven, groß angelegten russi-
schen Cyberangriff auf das europäische 
Stromsystem berücksichtigt, obwohl der 
Kreml seinen politischen Willen und seine 
Fähigkeiten hierzu bereits Ende 2015 unter 
Beweis gestellt hat. So hatte Russland das 
ukrainische Stromsystem vorbereitend ein 
dreiviertel Jahr vorher angegriffen, um die 
Schwachstellen des ukrainischen Strom-
systems auszukundschaften und zu identi-
fizieren (ohne dass die Ukraine zu jenem 
Zeitpunkt den Angriff bemerkt hatte), be-
vor dann Ende 2015 der eigentliche Cyber-
angriff einen großflächigen regionalen 
Stromausfall verursachte. Dieser betraf 
drei unterschiedliche westliche Regionen 
der Ukraine und rund 230.000 Menschen, 
die für sechs Stunden ohne Strom auskom-
men mussten. Insgesamt waren 27 Strom-
verteilungseinrichtungen ausgefallen und 
103 Städte vollständig sowie weitere 186 
Städte teilweise von einer Stromversorgung 
ausgeschlossen [6].

Seit der russischen Invasion in der Ukraine 
und den westlichen Sanktionen befürchtet 
der Westen, dass ein derartiger Cyberangriff 
auf die europäische Stromversorgung eher 
eine Frage der Zeit als des „Ob“ sein werden. 
Obwohl diese groß angelegten Cyberangriffe 
bisher in dem Ausmaß nicht stattgefunden 
haben (wohl auch weil die USA und Großbri-
tannien Cybervergeltungsschläge gegen die 
kritischen Infrastrukturen Russlands ange-
droht haben), kann sich Putins Risikokalkül 
jeden Tag ändern. Dennoch wurden selbst 
jetzt diese Szenarien nicht in die rein markt-
basierten Analysen des Angebots- und 
Nachfragegleichgewichts integriert. Das un-
terstreicht auch, dass die Versorgungssi-
cherheit durch die Beachtung nichtwirt-
schaftlicher Sicherheitsrisiken immer noch 
nicht ausreichend berücksichtigt wird – 
selbst nicht im Zuge des Ukraine-Krieges! 
Dies ist insofern wenig verständlich und 
nachvollziehbar, als gleichzeitig die Kapazi-
tätsplanungen für die neuen LNG-Importter-
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minals in Deutschland entsprechende Re-
servekapazitäten vorsehen, die auch das 
Szenario russischer Sabotageangriffe auf 
die Offshore-Gasversorgung Norwegens 
ebenso vorsehen wie die notwendigen Gas-
weiterleitungen an Österreich, Tschechische 
Republik, die Slowakei, die Ukraine und 
künftig sogar auch an Moldawien, die kei-
nen Meereszugang und LNG-Importtermi-
nals haben [7].

Das künftige Stromsystem der EU – das 
durch die Elektrizität und Digitalisierung 
der europäischen Industrien und kritischen 
Infrastrukturen sowohl resilienter als auch 
verwundbarer wird – wird künftig noch weit-
aus mehr mit Cybersicherheitsrisiken kon-
frontiert werden – einschließlich hochent-
wickelter staatlich unterstützter "Advanced 
Persistent Threats (APTs"). Aber um die 
Widerstandsfähigkeit des künftigen EU-
Stromsystems zu verbessern, benötigt die 
EU auch viel mehr (und in der Tat kostspie-
lige) Reservekapazitäten gegen derartig  
bedrohliche Cybersicherheitsbedrohungen, 
die bisher jedoch nicht ausreichend für sol-
che Szenarien zur Verfügung stehen. 

Strategische Perspektiven

Trotz der insgesamt weiter steigenden Be-
deutung des europäischen Strommarktes 
neben der Elektrifizierung des Verkehrs und 
neuer Industriesektoren muss der reformierte 
EU-Strommarkt ein überreguliertes und  
unkontrollierbares staatlich interventionis-
tisches Marktdesign vermeiden. Stattdessen 
muss dieses auf eine zuverlässige Versorgung, 
eine europaweite markteffiziente Abstim-
mung von Angebot und Nachfrage, die Siche-
rung erschwinglicher Strompreise in den ent-
sprechenden Regionalzonen und eine aus- 
reichende Markttransparenz fokussiert und 
ausgerichtet sein, wobei bisher häufig die 
Transparenz bei den interventionistischen 
staatlichen Maßnahmen oft fehlt. 

Da das neue Marktdesign der EU noch viel 
mehr grenzüberschreitende Zusammenarbeit, 
Handel und gemeinsame Infrastrukturen vor-
sieht, wird auch die zukünftige Stromversor-
gungssicherheit Deutschlands immer stärker 
von einem stabilen und widerstandsfähigen 

EU-Strombinnenmarkt abhängen – und damit 
von den realen zukünftigen Kapazitäten und 
Politiken seiner EU-Nachbarländer. Dabei  
basiert nicht nur die Aussage, dass die Strom-
versorgungssicherheit Deutschlands bis 2030 
sicher sei, auf zahlreichen, z.T. wenig realis-
tischen Best-Case-Annahmen, sondern auch 
auf Annahmen ausreichender Stromerzeu-
gungskapazitäten in Nachbarstaaten wie 
Frankreich, die inzwischen schon wieder 
überholt sind. Nach den neuesten Analysen 
werden bis 2033 jährlich sechs Nuklearreak-
toren in Frankreich aufgrund der obligatori-
schen Jahresinspektionen nicht am Netz sein, 
so dass selbst von der oben derzeit ohnehin 
reduzierten Atomstromproduktion von 280 
TWh (statt 380 TWh) bis 2033 nur 350 TWh 
realistisch sind. Zudem geht Deutschland von 
einer deutlich höheren Windkraftleistung bis 
2030 aus als Frankreich, die noch mal einen 
Unterschied von 9 TWh ausmacht [8]. Auch in 
anderen Nachbarstaaten drohen Probleme des 
Ausbaus der EE sowie der Aufrechterhaltung 
von Nuklear- oder der verbleibenden fossilen 
Kraftwerksleistung zur Stromproduktion. 

Von einer gesicherten Stromversorgungs- 
sicherheit kann Deutschland derzeit mit der 
Perspektive bis 2030 jedenfalls keinesfalls 
ausgehen, zumal die Risiken mit extremen 
Wetterlagen aufgrund des Klimawandels 
ebenfalls weiter zunehmen. Zudem ist der 
Grundsatz zu beachten, dass Versorgungssi-
cherheit – bei Strom wie Gas oder Öl – im-
mer auch ein Preisschild hat, das am Ende 
bei Beachtung immer viel weniger kosten 
wird als bei Nichtbeachtung und der daraus 
resultierenden Konsequenzen für Wirtschaft 
und Gesellschaft. Hätte Deutschland z.B. 
rechtzeitig in LNG-Importterminals inves-
tiert wie die meisten anderen EU-Staaten ab 
spätestens 2010 (auf Empfehlung der Kom-
mission und vieler EU-Experten), dann wäre 
es nicht zu solch hohen Gas- und Strompreis-
explosionen und sonstigen kostspieligen  
Gegenmaßnahmen in 2022 gekommen, die 
sich heute für den Steuerzahler als sehr viel 
teurer erweisen.
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Mehr Wettbewerb und Integration: EU-Strommarkt- 
reform und ihre Bedeutung für Deutschland  
Im März 2023 legte die EU-Kommission einen Vorschlag für eine Reform der Gestaltung des Strommarktes vor. Zwar bekräftigt 
die Kommission, dass der liberalisierte Strombinnenmarkt effizient funktioniert. Doch die jüngste Energiekrise habe Mängel 
aufgezeigt, die durch die Strommarktreform behoben werden sollen. Insbesondere die 2021/2022 drastisch gestiegenen Ener-
giepreise veranlassten die Kommission dazu, Verbraucher stärker in den Mittelpunkt zu rücken und Preisspitzen abzumildern.        

Die seit Herbst 2021 anhaltend hohen Energie-
preise veranlassten den Europäischen Rat,  
einen Vorschlag der EU-Kommission für eine 
strukturelle Reform des europäischen Strom-
marktes zu fordern. Neben einem starken Ver-
braucherschutz sind Klimaneutralität und 
Energiesouveränität die übergeordneten Ziele 
der Reform. Der am 14. März 2023 veröffentlich-
te Reformvorschlag der EU-Kommission ändert 
drei Verordnungen und zwei Richtlinien [1, 2]. 
Er beinhaltet eine Reihe von Maßnahmen, die 
darauf abzielen, „einen Puffer zwischen Kurz-
fristmärkten und den Stromrechnungen der 
Verbraucher zu schaffen, die Funktionsweise 
der Kurzfristmärkte zu verbessern, erneuerba-
re Energien besser zu integrieren, die Rolle der 
Flexibilität zu stärken und die Verbraucher zu 
stärken und zu schützen“ [3]. 

Hauptziele 

Ein gemeinsamer europäischer Strombinnen-
markt, ein zentrales Element der Reform, fördert 
den freien Handel mit Strom und erleichtert den 
Zugang zu grenzüberschreitenden Stromverbin-
dungen. Harmonisierte Regeln und weniger Han-
delshemmnisse sollen den Wettbewerb stärken 
und Preistransparenz verbessern. Zudem möch-
te die EU-Kommission mit dem Vorschlag die 
Zusammenarbeit zwischen den EU-Mitgliedstaa-
ten in regionalen Strommärkten fördern. Eine 
verbesserte Koordination und der Austausch 
von Strom sollen Effizienzgewinne erzielen 
und erneuerbare Energien besser integrieren. 

Im Rahmen dessen ist eine neue unabhängige 
Regulierungsbehörde vorgesehen. Diese soll den 
Strommarkt überwachen und potenzielle Markt-
missbräuche, diskriminierendes Verhalten oder 
andere Probleme identifizieren. Ihre Aufgabe 
wäre es zudem, den Wettbewerb, die Preisbil-
dung und die Leistung des Marktes zu überprü-
fen und sicherzustellen, dass die Interessen der 
Verbraucher und der Wirtschaft gewahrt werden. 

Die EU-Strommarktreform soll, so ein weiteres 
Hauptziel, erneuerbare Energien und deren Inte-
gration fördern. Neben der Beseitigung von 
Marktzugangsbeschränkungen und der Schaf-
fung transparenter Regeln und Verfahren, die 
Investoren erneuerbarer bzw. nicht-fossiler Ener-
gien den Markteintritt erleichtern würden, sind 
langfristige Verträge als zentrale Instrumente 
der Förderung vorgesehen. 

Langfristige Strombezugsverträge zwischen 
Versorgern und Verbrauchern (Power Purchase 
Agreements, PPAs) und zweiseitige, langfristige 
Verträge zwischen Stromerzeugern und der  
öffentlichen Hand als Differenzverträge (Con-
tracts for Difference – CfDs) oder ähnliche  
Mechanismen bieten Investoren Einnahmega-
rantien und ermöglichen eine bessere Finanzie-
rungssicherheit. Gleichzeitig sollen sie die  
Industrie vor Preisschwankungen schützen. 
Überschüsse aus CfDs, die entstehen, wenn die 
Marktpreise über den Ausübungspreisen liegen, 
könnten zur Subventionierung der Verbraucher 
verwendet werden – flössen aber in jedem Fall 

an die öffentliche Hand zurück. Um derzeitigen 
Schwachstellen wie Kreditrisiken von Käufern 
bei PPAs entgegenzuwirken, sollen die Mitglied-
staaten verpflichtet werden, marktbasierte Haf-
tungen sicherzustellen [4].

Es darf jedoch nicht übersehen werden, dass die 
Reform des Strommarktes mit CfDs als Finan-
zierungsoption für erneuerbare Energien und 
andere nicht-fossile Energiequellen Investitio-
nen in die Kernenergie staatlich fördern würde. 
Denn gemäß dem Vorschlag sollen CfDs für 
nicht-fossile Energiequellen wie Wind, Sonne, 
Geothermie, hydroelektrische Anlagen ohne 
Speicher und Kernenergie zulässig werden.

Nicht zu vernachlässigen ist auch, dass mit ei-
nem höheren Anteil erneuerbarer Energien ein 
flexibles Stromnetz immer notwendiger wird. 
Dabei spielen konventionelle Kraftwerke als 
Backup-Kapazität weiterhin eine wichtige Rolle, 
um auf Schwankungen im Stromangebot zu re-
agieren und die Netzstabilität zu gewährleisten. 
Allerdings ist es wahrscheinlich, dass aufgrund 

Die EU-Strommarktreform hat eine erhebliche Bedeutung für Deutschland, sie unterstützt die Ziele 
der Energiewende  Bild: Adobe Stock
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geringerer Betriebsstunden und wirtschaftli-
cher Herausforderungen einige konventionelle 
Kraftwerke aus dem Markt ausscheiden. Dies 
hat wiederum Folgen für die Netzstabilität. 

Die Reform will dem u. a. mit Kapazitätsmärkten 
entgegenwirken, welche die Stromversorgung 
absichern. Um die Klimaziele zu erfüllen, kön-
nen den am Kapazitätsmarkt teilnehmenden 
fossilen Kraftwerken Bedingungen auferlegt 
werden. So soll für fossilbasierte Flexibilitäts- 
lösungen, die bestimmte Emissionsgrenzwerte 
(z. B. < 550 g CO2/kWh) einhalten, weiterhin der 
bestehende Artikel 21 der Elektrizitätsmarkt-
richtlinie (Allgemeine Grundsätze für Kapazi-
tätsmechanismen) gelten [5]. Bisher sind der 
Umfang und die Ausgestaltung der Kapazitäts- 
märkte allerdings noch Bestandteil der Diskus-
sionen und Verhandlungen zwischen den Mit-
gliedstaaten und dem Europäischen Parlament. 
Ausgeschlossen ist dabei auch nicht, dass die 
EU, um die Versorgungssicherheit zu erhalten, 
die Bedingungen zur Teilnahme an Kapazitäts-
märkten anpasst. 

Für einen flexibleren Strommarkt sollen die 
Mitgliedstaaten zudem nach dem aktuellen Re-
formvorschlag eine flexible Stromnachfrage, 
aggregiertes Lastmanagement und virtuelle 
Kraftwerke fördern. Hierfür müssen sie ihre 
Flexibilitätsziele für ihr Stromnetz bewerten 
und festlegen. 

Die EU-Kommission schlägt zudem vor, dass 
die Mitgliedstaaten mit dem Ausbau der Netz-
infrastruktur, gestärkten Übertragungsnetzen 
und Speichertechnologien Investitionen in er-
neuerbare Energien unterstützen. Zusätzlich 
würden die Mitgliedstaaten aus Sicht der Kom-
mission ein stabiles und zuverlässiges Strom-
netz fördern, wenn sie Anreize für System-
dienstleistungen schafften.

Deutschland: Plattform  
Klimaneutrales System  

In Deutschland stellt gerade der Netzausbau ein 
großes Hemmnis dar. Schon lange fordern hier 
die verschiedenen Marktakteure einen verbes-
serten regulatorischen Rahmen. Eine wichtige 
Grundlage für politische Weichenstellungen in 
Deutschland stellen – in enger Abstimmung mit 
der europäischen Strommarktreform – die Ergeb-

nisse der „Plattform Klimaneutrales Stromsys-
tem (PKNS)“ dar, die das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz ins Leben rief. 
Vertreter aus Wirtschaft, Wissenschaft und der 
Zivilgesellschaft diskutieren Vorschläge für die 
Politik mit dem Ziel, das Strommarktdesign  
weiterzuentwickeln. Themenschwerpunkte sind 
dabei die „Sicherung & Finanzierung von Erneu-
erbaren“, „Ausbau & Einbindung von Flexibili-
tätsoptionen“, „Finanzierung von steuerbaren 
Kapazitäten zur Residuallastdeckung“ und 
„regionale und örtliche Preissignale“. 

Als größter Stromverbraucher Europas ist 
Deutschland von zentraler Bedeutung für die 
EU-Strommarktreform. Durch die verstärkte 
Integration erneuerbarer Energien und den 
Ausbau grenzüberschreitender Stromverbin-
dungen besteht die Möglichkeit, dass der deut-
sche Strommarkt verstärkt abhängig von exter-
nen Energiequellen und Preisschwankungen 
wird. Dies hat Vorteile, ist aber auch mit Risiken 
verbunden. Die Einrichtung der PKNS zeigt, 
wie viele Unsicherheiten zu diesem Zeitpunkt 
noch bei einer Vielzahl wichtiger, offener Fra-
gen bestehen. Kontrovers diskutiert wird z. B. 
die Aufteilung der Preiszonen. Der Bundesver-
band der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. 
(BDEW) spricht sich für den Erhalt der deut-
schen Preiszone aus, denn sie trägt zu einem 
hochliquiden Strommarkt bei [6]. 

Ein neuer Vorschlag des EU-Parlamentsbericht-
erstatters Nicolás González Casares geht in 
manchen Punkten deutlich weiter als die Vorla-
ge der EU-Kommission. Demnach steht die um-
strittene (vorübergehende) Erlösabschöpfung 
auf dem Strommarkt wieder zur Diskussion. 
Bis Anfang 2024 wollen Kommission, Rat und 
das Europäische Parlament die Strommarktre-
form abschließen. Als nächster Schritt war für 
den 19. Juli 2023 eine Abstimmung des Aus-
schusses für Industrie, Forschung und Energie 
(ITRE) des Europäischen Parlaments über den 
Bericht des Parlaments und Änderungsanträge 
geplant. Die Plenarabstimmung soll in den dar-
auffolgenden Wochen stattfinden.

Fazit 

Insgesamt enthält der im März 2023 vorgelegte 
Reformvorschlag der EU-Kommission viele gute 
Ansätze. Vor allem am grundlegenden Markt-

design, insbesondere der Einschaltreihenfolge 
der Kraftwerke („Merit Order“) und dem Prin-
zip der Grenzkostenbepreisung, will die EU-
Kommission nichts ändern. 

Damit verzichtet sie auf ursprünglich angedach-
te tiefe Eingriffe in bewährte Preis- und Markt-
mechanismen und setzt weiterhin auf die markt-
wirtschaftliche Preisbildung am Strommarkt. 
Und das ist gut so, denn die hohen Strompreise 
sind nicht auf ein Versagen des Strombinnen-
marktes zurückzuführen, sondern auf die Ver-
knappung des Energieangebots infolge einge-
schränkter Gaslieferungen aus Russland. Dieses 
zeigt, dass das derzeitige europäische Marktde-
sign funktioniert. 

Die EU-Strommarktreform hat eine erhebliche 
Bedeutung für Deutschland, sie unterstützt die 
Ziele der Energiewende. Die Reform erfordert 
jedoch auch Investitionen in den Netzausbau 
und Maßnahmen zur Gewährleistung der Strom-
versorgungssicherheit. Um die Ziele für 2030 zu 
erreichen, braucht es Klarheit darüber, wie Ver-
sorgungssicherheit mittel- und langfristig orga-
nisiert werden soll. 
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